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Erklärung der benutzten Zeichen 

 * Konsultationsverfahren 

 *** Zustimmungsverfahren 

 ***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung) 

 ***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung) 

 ***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung) 

 

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts 

vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.) 

 

 

 

 

 

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts 

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform 
 

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 

gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in 

beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und 

Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet. 

 

Aus der ersten und der zweiten Zeile des Kopftextes zu jedem der 

Änderungsanträge ist der betroffene Abschnitt des zu prüfenden Entwurfs 

eines Rechtsakts ersichtlich. Wenn sich ein Änderungsantrag auf einen 

bestehenden Rechtsakt bezieht, der durch den Entwurf eines Rechtsakts 

geändert werden soll, umfasst der Kopftext auch eine dritte und eine vierte 

Zeile, in der der bestehende Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene 

Bestimmung des bestehenden Rechtsakts angegeben werden. 

 

Änderungsanträge des Parlaments in Form eines konsolidierten Textes 

 

Neue Textteile sind durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. Auf 

Textteile, die entfallen, wird mit dem Symbol ▌hingewiesen oder diese 

Textteile erscheinen durchgestrichen (Beispiel: „ABCD“). Textänderungen 

werden gekennzeichnet, indem der neue Text in Fett- und Kursivdruck steht 

und der bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird. 

Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die 

Erstellung des endgültigen Textes vorgenommen werden, werden allerdings 

nicht gekennzeichnet. 
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit 

Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, 

Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und 

Pflanzenvermehrungsmaterial, zur Änderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 

2000/29/EG und 2008/90/EG, der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 882/2004 

und (EG) Nr. 396/2005, der Richtlinie 2009/128/EG sowie der Verordnung (EG) 

Nr. 1107/2009 und zur Aufhebung der Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 

76/894/EWG und 2009/470/EG 

(COM(2013)0327 – C7-0167/2013 – 2013/0169(COD)) 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

(COM(2013)0327), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 168 Absatz 4 

Buchstabe b des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren 

Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7-0167/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union, 

– nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 

16. Oktober 20131, 

– nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

sowie der Stellungnahmen des Haushaltsausschusses und des Ausschusses für 

Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (A7-0424/2013), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 

entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 

Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1 ABl. L 0 vom 0.0.0000, S. 0. 



 

PE514.759v02-00 6/69 RR\1011937DE.doc 

DE 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Darüber hinaus schlägt die 

Kommission in ihrem Vorschlag für einen 

mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2020 

vor, einen Notfallmechanismus für die 

Reaktion auf Krisensituationen 

einzurichten. Folglich sollen in 

Ausnahmefällen wie beispielsweise einem 

Notfall im Bereich der Tier- und 

Pflanzengesundheit, wenn die Mittel unter 

Rubrik 3 nicht ausreichen, aber 

Sofortmaßnahmen erforderlich sind, Mittel 

aus der Reserve für Krisen im Agrarsektor 

im Einklang mit der Interinstitutionellen 

Vereinbarung vom (…) zwischen dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und der 

Kommission über die Zusammenarbeit im 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung10 übertragen werden. 

(7) Darüber hinaus sollte eine 

Finanzierung auf Unionsebene gewährt 

werden, um auf außergewöhnliche 

Umstände zu reagieren, wie etwa Notfälle 
im Bereich der Tier- und 

Pflanzengesundheit, wenn die Mittel unter 

Rubrik 3 nicht ausreichen, aber 

Sofortmaßnahmen erforderlich sind. Die 

Mittel zur Bewältigung solcher Krisen 

sollten mobilisiert werden, indem 

beispielsweise im Einklang mit der 

Interinstitutionellen Vereinbarung vom 

[…] zwischen dem Europäischen 

Parlament, dem Rat und der Kommission 

über die Zusammenarbeit im 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung10 das 

Flexibilitätsinstrument genutzt wird. 

__________________ __________________ 

10 ABl. C vom , S. . 10 ABl. C vom , S.  . 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Die Union hat nicht nur die Aufgabe, 

dafür zu sorgen, dass ihre Mittel 

ordnungsgemäß ausgegeben werden, 

sondern sie muss auch Maßnahmen zur 

notwendigen Vereinfachung der 

Ausgabenprogramme ergreifen, damit die 

Verwaltungslasten und -kosten für 

Mittelempfänger und sämtliche sonstige 

Beteiligte nach Maßgabe der Mitteilung 

der Kommission an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen 

(10) Die Union hat nicht nur die Aufgabe, 

dafür zu sorgen, dass ihre Mittel 

ordnungsgemäß ausgegeben werden, 

sondern sie muss auch Maßnahmen zur 

notwendigen Vereinfachung der 

Ausgabenprogramme nach Maßgabe der 

Mitteilung der Kommission an das 

Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen mit dem Titel „Intelligente 
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Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen „Intelligente 

Regulierung in der Europäischen Union“11 

reduziert werden. Aus Gründen der 

Kosteneffizienz sollten sowohl auf der 

Ebene der Kommission als auch der 

Mitgliedstaaten Finanzhilfen unterhalb 

eines bestimmten Grenzwerts nicht mehr 

vergeben werden. 

Regulierung in der Europäischen Union“11 

ergreifen. 

__________________ __________________ 

11 COM(2010) 543 final. 11 COM(2010) 543 final. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 22 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) Abweichend von Artikel 86 und im 

Sinne einer Ausnahme gemäß Artikel 130 

der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012 sollten die Kosten für 

Sofortmaßnahmen gemäß den Artikeln 7 

und 17 dieser Verordnung aufgrund des 

dringenden und unvorhersehbaren 

Charakters dieser Maßnahmen ab dem 

Zeitpunkt förderfähig sein, zu dem ein 

Mitgliedstaate der Kommission das 

Auftreten einer Seuche oder das 

Vorhandensein eines Schädlings meldet. 

Die Kommission nimmt die 

entsprechenden Mittelbindungen und die 

Erstattung förderfähiger Ausgaben nach 

Prüfung der von den Mitgliedstaaten 

vorgelegten Zahlungsanträge, soweit 

angemessen und erforderlich, unter 

Verwendung der Krisenreserve des 

Agrarsektors vor. 

(22) Abweichend von Artikel 86 und im 

Sinne einer Ausnahme gemäß Artikel 130 

der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012 sollten die Kosten für 

Sofortmaßnahmen gemäß den Artikeln 7 

und 17 dieser Verordnung aufgrund des 

dringenden und unvorhersehbaren 

Charakters dieser Maßnahmen ab dem 

Zeitpunkt förderfähig sein, zu dem ein 

Mitgliedstaat der Kommission das 

Auftreten einer Seuche oder das 

Vorhandensein eines Schädlings meldet. 

Die Kommission nimmt die 

entsprechenden Mittelbindungen und die 

Erstattung förderfähiger Ausgaben nach 

Prüfung der von den Mitgliedstaaten 

vorgelegten Zahlungsanträge vor. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 28 



 

PE514.759v02-00 8/69 RR\1011937DE.doc 

DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission 

Durchführungsbefugnisse verliehen 

werden, was die Ausarbeitung und 

Änderung der Liste der für eine EU-

Finanzhilfe in Betracht kommenden 

Tierseuchen und Zoonosen sowie die 

Erstellung von Arbeitsprogrammen 

anbelangt. Ändert die Kommission die 

Liste der Tierseuchen, die für eine 

Sofortmaßnahmenförderung in Frage 

kommen, so sollte sie die Tierseuchen 

berücksichtigen, die gemäß der Richtlinie 

82/894/EWG des Rates vom 21. Dezember 

1982 über die Mitteilung von 

Viehseuchen in der Gemeinschaft15 

gemeldet werden müssen. Diese 

Durchführungsbefugnisse sollten im 

Einklang mit der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 16. Februar 2011 zur 

Festlegung der allgemeinen Regeln und 

Grundsätze, nach denen die 

Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren16, ausgeübt 

werden. 

(28) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission 

Durchführungsbefugnisse hinsichtlich der 

Umsetzung der jährlichen 

Arbeitsprogramme übertragen werden. 

Diese Befugnisse sollten im Einklang mit 

der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 

allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 

denen die Mitgliedstaaten die 

Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren16, ausgeübt 

werden. 

__________________ __________________ 

15 ABl. L 378 vom 31.12.1982, S. 58..  

16 ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13.. 16 ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13.. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 28 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (28a) Um bestimmte nicht wesentliche 

Elemente dieser Verordnung zu ergänzen 

oder zu ändern, sollte der Kommission die 

Befugnis übertragen werden, gemäß 
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Artikel 290 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union 

Rechtsakte hinsichtlich der Ergänzung 

der Listen der für eine EU-Finanzhilfe in 

Betracht kommenden Tierseuchen und 

Zoonosen, der Prioritäten, die Eingang in 

das Arbeitsprogramm der Kommission 

finden, der wesentlichen Kriterien zur 

Bewertung der nationalen Programme 

sowie der Liste der spezifischen Aufgaben 

von besonderer Bedeutung für die Union, 

die eine Finanzhilfe der Union in Höhe 

von 100 % erhalten, zu erlassen. 

 Ergänzt die Kommission die Liste der 

Tierseuchen, die für eine 

Sofortmaßnahmenförderung in Frage 

kommen, so sollte sie die Tierseuchen 

berücksichtigen, die gemäß der Richtlinie 

82/894/EWG des Rates vom 21. Dezember 

1982 über die Mitteilung von 

Viehseuchen in der Gemeinschaft16a 

gemeldet werden müssen. 

 ___________ 

 16a ABl. L 378 vom 31.12.1982, S. 58. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 29 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(29) Die Verabschiedung der ersten Listen 

mit Tierseuchen und Zoonosen, die für 

Finanzhilfen im Bereich der 

Tiergesundheit in Betracht kommen, 

sollte im Beratungsverfahren erfolgen, da 

in diesen Listen nur – und ohne 

Änderungen – die bereits für solche 

Finanzhilfen im Rahmen der 

Entscheidung 2009/470/EG des Rates 

vom 25. Mai 2009 über bestimmte 

Ausgaben im Veterinärbereich in 

Betracht kommenden Tierseuchen und 

Zoonosen aufgeführt sein sollten. Die 

entfällt 
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EU-Rechtsvorschriften sind so zu 

verwalten und durchzuführen, dass sie 

unter Berücksichtigung der praktischen 

Erfahrungen zu den angestrebten 

Ergebnissen führen. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Verordnung enthält Bestimmungen 

für die Verwaltung der Ausgaben aus dem 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union in den folgenden von EU-

Rechtsvorschriften abgedeckten Bereichen: 

Diese Verordnung enthält Bestimmungen 

für die Verwaltung der Ausgaben aus dem 

Gesamthaushaltsplan der Europäischen 

Union in den folgenden von EU-

Rechtsvorschriften und in bestimmten 

Fällen von nationalen Regelungen 
abgedeckten Bereichen: 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) Maßnahmen zum Schutz gegen 

Schadorganismen der Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnisse im Sinne der 

Richtlinie 2000/29/EG (im Folgenden:  

„Schädlinge“); 

(e) Maßnahmen zum Schutz gegen 

Schadorganismen der Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnisse im Sinne der 

Richtlinie 2000/29/EG und im Hinblick 

auf die Regionen in äußerster Randlage 

im Sinne des nationalen Rechts (im 

Folgenden: „Schädlinge“); 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 2 – Buchstabe b – Ziffer ii 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(ii) die allgemeine Verringerung von 

Seuchenparametern wie Inzidenz, 

(ii) die allgemeine Verringerung von 

Seuchenparametern wie Inzidenz, 
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Prävalenz und Anzahl der Ausbrüche; Prävalenz und Anzahl der Ausbrüche oder 

zumindest die Beibehaltung eines hohen 

Niveaus der Tiergesundheit; 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Unbeschadet von Artikel 5 ist für die in 

Artikel 1 genannte Ausgabenobergrenze 

für den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 

zum 31. Dezember 2020 ein Höchstbetrag 

von 1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen 

Preisen vorgesehen. 

1. Für die in Artikel 1 genannte 

Ausgabenobergrenze für den Zeitraum 

vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 

2020 ist ein Höchstbetrag von 

1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen 

vorgesehen. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 5 entfällt 

Verwendung der Reserve für Krisen im 

Agrarsektor 

 

Die Beteiligung der Union an 

Maßnahmen für Notfallsituationen 

gemäß Titel II Kapitel I Abschnitt 1 und 

Kapitel II Abschnitt 1 kann auch in 

Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 2 

Buchstabe e der Verordnung (EU) 

Nr. XXX/201X des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die 

Finanzierung, die Verwaltung und das 

Kontrollsystem der Gemeinsamen 

Agrarpolitik finanziert werden. 

 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Überschrift 



 

PE514.759v02-00 12/69 RR\1011937DE.doc 

DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Höchstsätze und Mindestbetrag für 

Finanzhilfen 

Höchstsätze für Finanzhilfen 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) grenzüberschreitende Tätigkeiten, die 

von mindestens zwei Mitgliedstaaten 

gemeinsam durchgeführt werden, um 

Schädlinge oder Tierseuchen zu 

bekämpfen oder zu tilgen; 

(a) grenzüberschreitende Tätigkeiten, die 

von mindestens zwei Mitgliedstaaten 

gemeinsam durchgeführt werden, um 

gegen Schädlinge oder Tierseuchen 

vorzubeugen sowie diese zu bekämpfen 

oder zu tilgen; 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) kollektives Vorgehen im Bereich der 

Pflanzen- oder Tiergesundheit zur 

Vorbeugung gegen Schädlinge oder 

Tierseuchen und zu deren Bekämpfung 

und Tilgung, die von einer Gruppe von 

Betreibern und Berufsverbänden 

durchgeführt werden, die rechtmäßig 

zusammengeschlossen sind und aus 

Personen des öffentlichen oder privaten 

Rechts bestehen, jedoch unter Ausschluss 

von Heimtierhaltern und Tierärzten; 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Mitgliedstaaten, in denen das 

Bruttonationaleinkommen pro Einwohner 

auf der Grundlage der jüngsten Eurostat-

Daten weniger als 90 % des 

Unionsdurchschnitts beträgt. 

(b) Mitgliedstaaten oder Regionen, in 

denen das Bruttonationaleinkommen pro 

Einwohner auf der Grundlage der jüngsten 

Eurostat-Daten weniger als 90 % des 

Unionsdurchschnitts beträgt. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Der in Absatz 1 genannte Höchstsatz 

kann auf bis zu 100 % der förderfähigen 

Ausgaben angehoben werden, wenn die 

mit EU-Mitteln unterstützten Tätigkeiten: 

3. Der in Absatz 1 genannte Höchstsatz 

kann auf bis zu 100 % der förderfähigen 

Ausgaben angehoben werden, wenn die 

mit EU-Mitteln unterstützten Tätigkeiten 

(a) die Eindämmung schwerwiegender 

Gesundheitsrisiken für die Union betreffen; 

(a) die Vorbeugung gegen 

schwerwiegende Gesundheitsrisiken für 

Menschen, Tiere und Pflanzen sowie 

deren Eindämmung auf allen Stufen der 

Lebensmittelkette in der Union betreffen 

und auf den im zweiten Unterabsatz 

genannten Kriterien sowie gegebenenfalls 

auf einem Gutachten der EFSA basieren; 

 

(b) spezifische Aufgaben von besonderer 

Bedeutung für die Union sind; diese 

werden von der Kommission in dem 

gemäß Artikel 35 Absatz 1 

verabschiedeten Arbeitsprogramm 

ausdrücklich festgelegt; oder 

(b) spezifische Aufgaben von besonderer 

Bedeutung für die Union sind, die von der 

Kommission gemäß dem dritten 

Unterabsatz festgelegt werden; oder 

(c) in Drittländern durchgeführt werden. (c) in Drittländern durchgeführt werden. 

 Für die in Buchstabe a genannten 

Zwecke wird der Kommission die 

Befugnis übertragen, gemäß Artikel 38a 

delegierte Rechtsakte zu erlassen, in 

denen die Kriterien festgelegt werden, 

anhand derer bestimmt wird, ob ein 

schwerwiegendes Gesundheitsrisiko für 

Menschen, Tiere oder Pflanzen in der 

Union besteht. 
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 Für die in Buchstabe b genannten 

Zwecke wird der Kommission die 

Befugnis übertragen, gemäß Artikel 38a 

delegierte Rechtsakte zu erlassen, in 

denen die spezifischen Aufgaben von 

besonderer Bedeutung für die Union 

festgelegt werden. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Es sollten keine Finanzhilfen von 

weniger als 50 000 EUR gewährt werden. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Den Mitgliedstaaten können 

Finanzhilfen zu den in Artikel 6 Absätze 1, 

2 und 3 genannten Höchstsätzen für 

Maßnahmen gewährt werden, die als 

Reaktion auf ein bestätigtes Auftreten einer 

der gemäß Artikel 8 gelisteten Tierseuchen 

ergriffen werden, sofern diese Maßnahmen 

unverzüglich durchgeführt und die in den 

einschlägigen EU-Rechtsvorschriften 

festgelegten Bestimmungen eingehalten 

wurden. 

1. Den Mitgliedstaaten können 

Finanzhilfen zu den in Artikel 6 Absätze 1, 

2 und 3 genannten Höchstsätzen für 

Maßnahmen gewährt werden, die als 

Reaktion auf ein bestätigtes Auftreten einer 

der gemäß Artikel 8 gelisteten Tierseuchen 

ergriffen werden, sofern diese Maßnahmen 

unverzüglich durchgeführt und die in den 

einschlägigen EU-Rechtsvorschriften 

festgelegten Bestimmungen eingehalten 

wurden. Den Mitgliedstaaten können 

auch Finanzhilfen für Maßnahmen 

gewährt werden, die bereits bei Auftreten 

des Verdachts auf einen 

Seuchenausbruch getroffen wurden, 

sofern sich dieser Verdacht anschließend 

bestätigt. 

 

Änderungsantrag 19 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission legt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts die Liste der 

Tierseuchen fest, die für eine Finanzierung 

gemäß Artikel 7 in Betracht kommen. 

Diese Liste enthält die in Artikel 3 

Absatz 1, Artikel 4 Absatz 1, Artikel 6 

Absatz 2 und Artikel 14 Absatz 1 der 

Entscheidung 2009/470/EG genannten 

Tierseuchen. Dieser 

Durchführungsrechtsakt wird gemäß dem 

in Artikel 39 Absatz 2 dieser Verordnung 

beschriebenen Beratungsverfahren 

erlassen. 

1. Die Liste der Tierseuchen, die für eine 

Finanzierung gemäß Artikel 7 in Betracht 

kommen, ist in Anhang I angeführt.  

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission kann im Wege von 

Durchführungsrechtsakten die nach 

Absatz 1 erstellte Liste der Tierseuchen 

ändern; dabei berücksichtigt sie die 

Tierseuchen, die gemäß der Richtlinie 

82/894/EWG gemeldet werden müssen, 

sowie Tierseuchen, die wahrscheinlich eine 

neue Bedrohung für die EU darstellen, da 

sie bedeutende Auswirkungen haben auf 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 38a delegierte 

Rechtsakte hinsichtlich folgender 

Änderungen von Anhang I zu erlassen: 

Aufnahme der Tierseuchen, die gemäß der 

Richtlinie 82/894/EWG gemeldet werden 

müssen, sowie der Tierseuchen, die 

wahrscheinlich eine neue Bedrohung für 

die EU darstellen, da sie bedeutende 

Auswirkungen haben auf 

 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden entfällt 
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nach dem in Artikel 39 Absatz 3 

genannten Prüfverfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der 

geschlachteten oder gekeulten Tiere unter 

Berücksichtigung des Marktwerts der Tiere 

unmittelbar vor ihrer Schlachtung oder 

Keulung; 

(a) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der 

geschlachteten oder gekeulten Tiere unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

der Tiere, unmittelbar bevor ein Verdacht 

auf Ausbruch der Seuche aufgetreten ist 

oder sich bestätigt hat; 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) Kosten der Keulung von infizierten 

oder seuchenkranken bzw. 

ansteckungsverdächtigen oder 

seuchenverdächtigen Tieren 

empfänglicher Arten und deren 

Beseitigung; 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des Marktwerts dieser 

Erzeugnisse unmittelbar vor ihrer 

(b) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

dieser Erzeugnisse, unmittelbar bevor ein 

Verdacht auf Ausbruch der Seuche 
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Vernichtung; aufgetreten ist oder sich bestätigt hat; 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) in ordnungsgemäß begründeten 

Fällen Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für die Verluste infolge der 

Werteinbußen von notgeimpften Tieren 

auf dem Markt; 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bb) in ordnungsgemäß begründeten 

Fällen Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für Fehlgeburten von Tieren 

und Produktionsrückgänge im Anschluss 

an eine Notimpfkampagne; 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bc) Kosten für die Entschädigung von 

Betreibern für die Durchführung 

verstärkter Biosicherheitsmaßnahmen im 

Rahmen eines kollektiven Vorgehens; 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe c 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Kosten für die Reinigung, 

Desinsektisation und Desinfektion von 

Betrieben und Ausrüstungen; 

(c) Kosten für die krankheitsspezifische 

Reinigung, Desinsektisation und 

Desinfektion von Betrieben und 

Ausrüstungen; 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Kosten für die Vernichtung verseuchter 

Futtermittel und verseuchter Geräte, sofern 

diese nicht desinfiziert werden können; 

(d) Kosten für den Transport und die 

Vernichtung verseuchter Futtermittel und 

verseuchter Geräte, sofern diese nicht 

desinfiziert werden können; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) gegebenenfalls Kosten für den 

Transport der Tierkörper zu 

Verarbeitungsbetrieben; 

(f) gegebenenfalls Kosten für den 

Transport der Tierkörper zu 

Verarbeitungsbetrieben, deren 

Verarbeitung und Beseitigung; 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In Ausnahmefällen sind Kosten gemäß 

Artikel 130 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 966/2012 ab dem Zeitpunkt 

förderfähig, zu dem die Mitgliedstaaten der 

Kommission das Auftreten der Seuche 

Ausnahmsweise sind Kosten gemäß 

Artikel 130 Absatz 1 der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012 ab dem Zeitpunkt 

des Verdachts auf einen 

Seuchenausbruch förderfähig. Die 

Mitgliedstaaten melden der Kommission 
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melden. das Auftreten der Seuche ab diesem 

Zeitpunkt. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission legt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts die Liste der 

Tierseuchen und Zoonosen fest, die für 

Finanzhilfen gemäß Artikel 10 in Betracht 

kommen. Diese Liste enthält die in 

Anhang I der Entscheidung 2009/470/EG 

aufgeführten Tierseuchen und Zoonosen. 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 39 Absatz 2 dieser 

Verordnung beschriebenen 

Beratungsverfahren erlassen. 

1. Die Liste der Tierseuchen und 

Zoonosen, die für eine Finanzhilfe gemäß 

Artikel 10 in Betracht kommen, ist in 

Anhang II angeführt. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission kann im Wege von 

Durchführungsrechtsakten die gemäß 

Absatz 1 erstellte Liste ändern und 

berücksichtigt dabei 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 38a delegierte 

Rechtsakte hinsichtlich der Ergänzung 

der Liste der Tierseuchen und Zoonosen 

in Anhang II zu erlassen, wobei sie 

Folgendes berücksichtigt: 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 11 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem in Artikel 39 Absatz 3 

entfällt 
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genannten Prüfverfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der im Rahmen 

des Länderprogramms geschlachteten oder 

gekeulten Tiere unter Berücksichtigung des 

Marktwerts der Tiere unmittelbar vor ihrer 

Schlachtung oder Keulung; 

 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der im Rahmen 

des nationalen Programms geschlachteten 

oder gekeulten Tiere unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

dieser Tiere, unmittelbar bevor ein 

Verdacht auf Ausbruch der Seuche 

aufgetreten ist oder sich bestätigt hat; 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Kosten der Keulung von infizierten 

oder seuchenkranken bzw. 

ansteckungsverdächtigen oder 

seuchenverdächtigen Tieren 

empfänglicher Arten und deren 

Beseitigung; 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des Marktwerts dieser 

Erzeugnisse unmittelbar vor ihrer 

(d) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

dieser Erzeugnisse, unmittelbar bevor ein 

Verdacht auf Ausbruch der Seuche 
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Vernichtung; aufgetreten ist oder sich bestätigt hat; 

 

Änderungsantrag 38 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) Kosten für die Vernichtung und den 

Transport der Tierkörper und andere 

damit zusammenhängende 

Logistikkosten; 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe d b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (db) in begründeten Fällen Kosten für die 

Entschädigung der Eigentümer für die 

Verluste infolge der Werteinbußen von 

notgeimpften Tieren auf dem Markt; 

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe d c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (dc) Kosten für die Entschädigung von 

Betreibern für die Durchführung 

verstärkter Biosicherheitsmaßnahmen im 

Rahmen eines kollektiven Vorgehens; 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Nach dem 31. Mai vorgelegte 

Überwachungsprogramme kommen für 

eine Finanzierung im folgenden Jahr nicht 

in Frage. 

Nach dem 31. Mai vorgelegte 

Überwachungsprogramme kommen außer 

in ordnungsgemäß begründeten 

Ausnahmefällen für eine Finanzierung im 

folgenden Jahr nicht in Frage. 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Bewertung der nationalen 

Programme erfolgt unter Berücksichtigung 

der Prioritäten und Kriterien, die in den 

jährlichen oder mehrjährigen 

Arbeitsprogrammen gemäß Artikel 35 

Absatz 1 aufgeführt sind sowie 

gegebenenfalls den in den jährlichen oder 

mehrjährigen Leitlinien gemäß Absatz 5 

dieses Artikels beschriebenen Prioritäten 

und Kriterien. 

1. Die Bewertung der nationalen 

Programme erfolgt unter Berücksichtigung 

der Prioritäten und Kriterien, die in den 

jährlichen oder mehrjährigen 

Arbeitsprogrammen gemäß Artikel 35 

Absatz 1 aufgeführt sind, sowie unter 

Berücksichtigung der Ergebnisse, die 

infolge der von den Mitgliedstaaten 

eingegangenen Verpflichtungen erzielt 

wurden. 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Bis zum 30. November jedes Jahres 

gibt die Kommission den Mitgliedstaaten 

die Liste der nationalen Programme 

bekannt, die eine Kofinanzierung 

erhalten. 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 5 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Kommission kann jährliche oder 

mehrjährige Leitlinien mit den Prioritäten 

und Kriterien im Veterinärbereich 

verabschieden, die bei der Bewertung der 

nationalen Programme zugrunde zu legen 

sind. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 5a. Die Kommission erlässt 

Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 

der Programme.  Diese 

Durchführungsrechtsakte werden gemäß 

dem in Artikel 39 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für jedes genehmigte jährliche oder 

mehrjährige Länderprogramm übermitteln 

die Mitgliedstaaten der Kommission bis 

zum 31. März jedes Jahres einen 

ausführlichen technischen und finanziellen 

Bericht über das Vorjahr, der die erzielten 

Ergebnisse, gemessen anhand der 

Indikatoren gemäß Artikel 13 Absatz 2 

Buchstabe g, und eine detaillierte 

Abrechnung der angefallenen 

förderfähigen Kosten enthält. 

Für jedes genehmigte jährliche oder 

mehrjährige nationale Programm 

übermitteln die Mitgliedstaaten der 

Kommission bis zum 30. April jedes Jahres 

einen ausführlichen technischen und 

finanziellen Bericht über das Vorjahr, der 

die erzielten Ergebnisse, gemessen anhand 

der Indikatoren gemäß Artikel 13 Absatz 2 

Buchstabe g, und eine detaillierte 

Abrechnung der angefallenen 

förderungswürdigen Kosten enthält. 

 

Änderungsantrag 47 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Zusätzlich übermitteln die Mitgliedstaaten 

der Kommission für jedes genehmigte 

jährliche Länderprogramm bis zum 

31. Juli jedes Jahres technische und 

finanzielle Zwischenberichte. 

Zusätzlich übermitteln die Mitgliedstaaten 

der Kommission für jedes genehmigte 

jährliche nationale Programm bis zum 

31. August jedes Jahres finanzielle 

Zwischenberichte. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Zahlungsanträge für ein bestimmtes 

Jahr im Rahmen eines Länderprogramms 

werden der Kommission vom Mitgliedstaat 

bis zum 31. März des folgenden Jahres 

übermittelt. 

Die Zahlungsanträge für ein bestimmtes 

Jahr im Rahmen eines nationalen 

Programms werden der Kommission vom 

Mitgliedstaat bis zum 30. April des 

folgenden Jahres übermittelt. 

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Maßnahmen zur Eindämmung eines 

Schädlings, gegen den die Union gemäß 

Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie 

2000/29/EG in einem befallenen Gebiet, in 

dem der Schädling nicht getilgt werden 

kann, Eindämmungsmaßnahmen 

verabschiedet hat, sofern diese 

Maßnahmen von entscheidender 

Bedeutung für den Schutz der Union gegen 

eine weitere Ausbreitung dieses Schädlings 

sind. Diese Maßnahmen beziehen sich 

ausschließlich auf die Tilgung dieses 

Schädlings in der Pufferzone, falls er in 

dieser Zone nachgewiesen wird; 

(b) Maßnahmen zur Eindämmung eines 

Schädlings, gegen den in einem befallenen 

Gebiet, in dem der Schädling nicht getilgt 

werden kann, Eindämmungsmaßnahmen 

gemäß Artikel 16 Absätze 1 und 2 der 

Richtlinie 2000/29/EG bzw. Maßnahmen 

der Union gemäß Artikel 16 Absatz 3 der 

genannten Richtlinie verabschiedet 

wurden, sofern diese Maßnahmen von 

entscheidender Bedeutung für den Schutz 

der Union gegen eine weitere Ausbreitung 

dieses Schädlings sind. Diese Maßnahmen 

beziehen sich ausschließlich auf die 

Tilgung dieses Schädlings in der 

Pufferzone, falls er in dieser Zone 
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nachgewiesen wird; 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 17 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Den Mitgliedstaaten können 

Finanzhilfen für Maßnahmen gewährt 

werden, die bereits bei einem Verdacht 

auf Auftreten von Schädlingen getroffen 

wurden, sofern sich dieser Verdacht 

anschließend bestätigt. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) sie betreffen die in Anhang I Teil B 

und Anhang II Teil B der Richtlinie 

2000/29/EG aufgeführten Schädlinge; 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Betreiber für die Vernichtung und das 

anschließende Entfernen von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen sowie die Reinigung und 

Desinfektion von Betrieb, Land, Wasser, 

Boden, Kultursubstraten, Anlagen, 

Maschinen und Ausrüstung; 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Betreiber sowie der Besitzer und 

Eigentümer von Pflanzen für die 

Werteinbußen infolge der im Rahmen der 

Bekämpfung getroffenen Maßnahmen 

wie etwa die Vernichtung und das 

anschließende Entfernen von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen, die entsprechenden 

Transport- und Logistikkosten sowie die 

Verpflichtung zur Fruchtfolge, die 
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Pflanzenschutzbehandlungen, die 
Reinigung und Desinfektion von Betrieb, 

Land, Wasser, Boden, Kultursubstraten, 

Anlagen, Maschinen und Ausrüstung mit 

Ausnahme der im Rahmen eines nach 

Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. [...] 

[GAP/Entwicklung des ländlichen 

Raums] eingerichteten Fonds auf 

Gegenseitigkeit gewährten 

Entschädigungen;  

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Kosten für die Entschädigung von 

Besitzern oder Eigentümern von 

vernichteten Erzeugnissen pflanzlichen 

Ursprungs für den Wert dieser Pflanzen 

unmittelbar vor ihrer Vernichtung; 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) Kosten für die Entschädigung von 

Betreibern für die Durchführung von 

verstärkten Biosicherheitsmaßnahmen 

zum Schutz der Union vor einem 

prioritären Schädling im Rahmen eines 

kollektiven Vorgehens; 

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In Ausnahmefällen sind Kosten gemäß 

Artikel 130 Absatz 1 der Verordnung 

(EU) Nr. 966/2012 ab dem Zeitpunkt 

förderfähig, zu dem ein Mitgliedstaat der 

Kommission das Vorhandensein des 

Schädlings meldet. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) sie betreffen die in Anhang I Teil B 

und Anhang II Teil B der Richtlinie 

2000/29/EG aufgeführten Schädlinge; 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Bewertung der 

Überwachungsprogramme erfolgt unter 

Berücksichtigung der Prioritäten und 

Kriterien, die in den jährlichen oder 

mehrjährigen Arbeitsprogrammen gemäß 

Artikel 35 Absatz 1 aufgeführt sind, sowie 

gegebenenfalls der in den jährlichen oder 

mehrjährigen Leitlinien gemäß Absatz 5 

dieses Artikels beschriebenen Prioritäten 

und Kriterien. 

1. Die Bewertung der 

Überwachungsprogramme erfolgt unter 

Berücksichtigung der Prioritäten und 

Kriterien, die in den jährlichen oder 

mehrjährigen Arbeitsprogrammen gemäß 

Artikel 35 Absatz 1 aufgeführt sind. 

 

Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 1 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Bis zum 30. November jedes Jahres 

gibt die Kommission den Mitgliedstaaten 

die Liste der nationalen Programme 

bekannt, die eine Kofinanzierung 

erhalten. 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Kommission kann jährliche oder 

mehrjährige Leitlinien mit den 

pflanzengesundheitlichen Prioritäten – 

darunter insbesondere Schädlinge, über 

deren Auftreten in der Union noch nichts 

bekannt ist, und solche, die als äußerst 

gefährlich für das Unionsgebiet gelten – 

und Kriterien verabschieden, die bei der 

Bewertung der Überwachungsprogramme 

zugrunde zu legen sind. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Den Mitgliedstaaten können 

Finanzhilfen für Programme gewährt 

werden, die sie zur Schädlingsbekämpfung 

in den Regionen in äußerster Randlage der 

Union gemäß Artikel 349 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union in Übereinstimmung mit den Zielen 

nach Artikel 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 228/2013 (nachstehend „Programme 

für die Regionen in äußerster Randlage“) 

durchführen.. Diese Finanzhilfen betreffen 

Tätigkeiten, die für die Gewährleistung 

1. Den Mitgliedstaaten können 

Finanzhilfen für Programme gewährt 

werden, die sie zur Schädlingsbekämpfung 

in den Regionen in äußerster Randlage der 

Union gemäß Artikel 349 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union in Übereinstimmung mit den Zielen 

nach Artikel 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 228/2013 (nachstehend „Programme 

für die Regionen in äußerster Randlage“) 

durchführen. Diese Finanzhilfen betreffen 

Tätigkeiten, die für die Gewährleistung 
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einer ordnungsgemäßen Durchführung der 

in diesen Regionen geltenden Vorschriften 

über die Schädlingsbekämpfung 

erforderlich sind. 

einer ordnungsgemäßen Durchführung der 

in diesen Regionen geltenden nationalen 

Vorschriften über die 

Schädlingsbekämpfung erforderlich sind. 

 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Bis zum 30. November jedes Jahres 

gibt die Kommission den Mitgliedstaaten 

die Liste der nationalen Programme 

bekannt, die eine Kofinanzierung 

erhalten. 

 

Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Für jede Interventionspriorität bezieht 

die Kommission die maßgeblichen 

Betreiber und/oder Branchenverbände in 

die Aktionen mit ein, die der Schulung 

von Ausbildern dienen, um eine 

umfassendere Verbreitung der 

Informationen sicherzustellen und so 

wirksamer zum Schutz der Gesundheit 

von Menschen, Tieren und Pflanzen in 

der Union beizutragen. 

 

Änderungsantrag 63 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 4 – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Kosten für die Organisation der (a) Kosten für die Organisation der 
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Schulungs- oder Austauschaktivitäten; Schulungs- oder Austauschaktivitäten, 

auch auf internationaler Ebene; 

 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Kosten für Labortests, (a) Kosten für Probenahmen und 

Labortest, 

 

Änderungsantrag 65 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 34 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Eine finanzielle Beteiligung der EU 

kann auch zur Unterstützung von 

Informations- und 

Sensibilisierungsmaßnahmen gewährt 

werden, die ein verbessertes, konformes 

und nachhaltigeres Verhalten bei der 

Durchführung der in Artikel 1 genannten 

Rechtsvorschriften sicherstellen sollen. 

3. Eine finanzielle Beteiligung der EU 

kann auch zur Unterstützung von 

Informations- und 

Sensibilisierungsmaßnahmen der Union 

und der Mitgliedstaaten gewährt werden, 

die ein verbessertes, konformes und 

nachhaltigeres Verhalten bei der 

Durchführung der in Artikel 1 genannten 

Rechtsvorschriften sicherstellen sollen. 

 

Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 35 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission verabschiedet im 

Wege von Durchführungsrechtsakten 

gemeinsame oder getrennte jährliche oder 

mehrjährige Arbeitsprogramme für die 

Durchführung der Maßnahmen gemäß 

Titel II; davon ausgenommen sind 

Kapitel I Abschnitt 1 und Kapitel II 

Abschnitt 1. Diese 

1. Zur genaueren Ausrichtung der 

Arbeitsprogramme und zur 

Berücksichtigung der Fortschritte in den 

Bereichen Tiergesundheit und Tierschutz 

sowie Pflanzengesundheit wird der 

Kommission die Befugnis übertragen, 

gemäß Artikel 38a delegierte Rechtsakte 

zu erlassen, in denen Folgendes festgelegt 
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Durchführungsrechtsakte werden nach 

dem in Artikel 39 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 

ist: 

 (a) die Prioritäten auf der Grundlage der 

in Artikel 2 Absatz 1 genannten Ziele, die 

in die Arbeitsprogramme nach Absatz 1a 

Eingang finden; 

 (b) die wesentlichen Bewertungskriterien 

für die nationalen Programme nach den 

Artikeln 10, 23 und 27; 

 (c) die Liste der spezifischen Aufgaben 

von besonderer Bedeutung für die Union, 

die nach Artikel 6 Absatz 3 eine 

Finanzhilfe der Union in Höhe von 100 % 

erhalten. 

 

Änderungsantrag 67 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 35 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Die Kommission verabschiedet im 

Wege von delegierten Rechtsakten 

gemeinsame oder getrennte jährliche oder 

mehrjährige Arbeitsprogramme für die 

Durchführung der Maßnahmen gemäß 

Titel II; davon ausgenommen sind 

Kapitel I Abschnitt 1 und Kapitel II 

Abschnitt 1. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden gemäß 

dem in Artikel 39 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 35 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. In den Arbeitsprogrammen gemäß 

Absatz 1 werden die verfolgten Ziele, die 

2. In den Arbeitsprogrammen gemäß 

Absatz 1a werden die erwarteten 
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erwarteten Ergebnisse, die 

Durchführungsmethode und die 

Gesamtkosten angegeben. Sie enthalten 

ferner eine Beschreibung der zu 

finanzierenden Maßnahmen, Angaben zur 

Höhe der für die einzelnen Maßnahmen 

vorgesehenen Beträge und einen 

vorläufigen Durchführungszeitplan. In 

Bezug auf die Finanzhilfen werden die 

Prioritäten, die grundlegenden 

Bewertungskriterien und der Fördersatz 

angegeben. 

Ergebnisse, die Durchführungsmethode 

und die Gesamtkosten angegeben. Sie 

enthalten ferner eine Beschreibung der zu 

finanzierenden Maßnahmen, Angaben zur 

Höhe der für die einzelnen Maßnahmen 

vorgesehenen Beträge und einen 

vorläufigen Durchführungszeitplan. Im 

Interesse der Transparenz wird in den 

Arbeitsprogrammen nach Absatz 1a auch 

auf die in Artikel 2 Absatz 1 genannten 

spezifischen Ziele verwiesen. In Bezug auf 

die Finanzhilfen werden die nach Absatz 1 

Buchstaben a und b angenommenen 
Prioritäten und grundlegenden 

Bewertungskriterien sowie der Fördersatz 

angegeben. 

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 38 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 38a 

 Ausübung der Befugnisübertragung 

 1. Die Befugnis zum Erlass delegierter 

Rechtsakte wird der Kommission unter 

den in diesem Artikel festgelegten 

Bedingungen übertragen. 

 2. Die Befugnis zum Erlass delegierter 

Rechtsakte gemäß dieser Verordnung 

wird der Kommission für einen Zeitraum 

von sieben Jahren ab dem Inkrafttreten 

dieser Verordnung übertragen. Die 

Kommission erstellt spätestens neun 

Monate vor Ablauf des Zeitraums von 

sieben Jahren einen Bericht über die 

Befugnisübertragung. Die 

Befugnisübertragung verlängert sich 

stillschweigend um Zeiträume gleicher 

Länge, es sei denn, das Europäische 

Parlament oder der Rat widersprechen 

einer solchen Verlängerung spätestens 

drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 
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Zeitraums. 

 3. Die Befugnisübertragung gemäß dieser 

Verordnung kann vom Europäischen 

Parlament oder vom Rat jederzeit 

widerrufen werden. Der Beschluss über 

den Widerruf beendet die Übertragung 

der in diesem Beschluss angegebenen 

Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 

Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf 

angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. 

Die Gültigkeit von delegierten 

Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, 

wird von dem Beschluss über den 

Widerruf nicht berührt. 

 4. Sobald die Kommission einen 

delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt 

sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 

Parlament und dem Rat. 

 5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 

dieser Verordnung erlassen wurde, tritt 

nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat 

innerhalb einer Frist von zwei Monaten 

nach Übermittlung dieses Rechtsakts an 

das Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben haben oder wenn vor 

Ablauf dieser Frist das Europäische 

Parlament und der Rat beide der 

Kommission mitgeteilt haben, dass sie 

keine Einwände erheben werden. Auf 

Initiative des Europäischen Parlaments 

oder des Rates wird diese Frist um 

zwei Monate verlängert. 

 

Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für nationale Programme zur Tilgung, 

Bekämpfung und Überwachung von 

entfällt 
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Tierseuchen und Zoonosen für das 

Jahr 2013, für die im Rahmen der 

finanziellen Maßnahme gemäß Artikel 27 

der Entscheidung Nr. 2009/470/EG EU-

Finanzmittel bereitgestellt werden, gelten 

weiterhin die Absätze 7 und 8 des 

genannten Artikels. 

 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ANHANG I 

 Tierseuchen im Sinne von Artikel 8 

 - Rinderpest 

 - Pest der kleinen Wiederkäuer 

 - Vesikuläre Schweinekrankheit 

 - Blauzungenerkrankung 

 - Teschener Krankheit 

 - Schaf- und Ziegenpocken 

 - Rifttalfieber 

 - Dermatitis nodularis (ansteckende 

Hautentzündung mit Knötchenbildung) 

 - Pferdepest 

 - Vesikuläre Stomatitis 

 - Venezolanische virale Encephalomyelitis 

des Pferdes 

 - Epizootische Hämorrhagie der Hirsche 

 - Klassische Schweinepest 

 - Afrikanische Schweinepest 

 - Infektiöse Pleuropneumonie der Rinder 

 - Aviäre Influenza 

 - Newcastle-Krankheit (ND) 

 - Maul- und Klauenseuche (MKS) 

 - Epizootische hämatopoetische Nekrose 
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der Fische (EHN) 

 - Epizootisches ulzeratives Syndrom der 

Fische (EUS) 

 - Infektion mit Bonamia exitiosa 

 - Infektion mit Perkinsus marinus 

 - Infektion mit Microcytos mackini 

 - Taura-Syndrom der Krebstiere 

 - Yellowhead Disease der Krebstiere. 

 

Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ANHANG Ia 

 Tierseuchen im Sinne von Artikel 11 

 - Rindertuberkulose 

 - Rinderbrucellose 

 - Schaf- und Ziegenbrucellose 

(B. melitensis) 

 - Blauzungenkrankheit in endemischen 

oder stark seuchengefährdeten Gebieten 

 - Afrikanische Schweinepest 

 - Vesikuläre Schweinekrankheit 

 - Klassische Schweinepest 

 - Milzbrand 

 - Lungenseuche des Rindes (CBPP) 

 - Aviäre Influenza 

 - Tollwut 

 - Echinokokkose 

 - Transmissible Spongiforme 

Enzephalopathien (TSE) 

 - Campylobakteriose 

 - Listeriose 
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 - Salmonellose (zoonotische 

Salmonellenerkrankungen) 

 - Trichinellose 

 - Verotoxigene E.-coli-Infektionen 

 - Virale hämorrhagische Septikämie 

(VHS) 

 - Infektiöse hämatopoetische Nekrose 

(IHN) 

 - Koi-Herpes-Virusinfektion (KHV) 

 - Infektiöse Anämie des Lachses (ISA) 

 - Infektion mit Marteilia refringens 

 - Infektion mit Bonamia exitiosa 

 - Weißpünktchenkrankheit der Krebstiere. 
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BEGRÜNDUNG 

 

Diese Verordnung ist Teil des Legislativpakets „Intelligentere Vorschriften für sicherere 

Lebensmittel“. Das Paket besteht aus vier sektorbezogenen Texten über Tiergesundheit, 

Pflanzengesundheit, Pflanzenvermehrungsmaterial und amtliche Kontrollen und einer 

horizontalen Verordnung mit den entsprechenden Finanzbestimmungen, der Verordnung mit 

Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben. Die Verordnung über die Verwaltung der 

Ausgaben soll – wie das gesamte Paket – der Vereinfachung des Rechtsrahmens für die 

Sicherheit der Lebensmittelkette dienen.  

 

Mit der neuen Verordnung werden also die elf bisherigen Rechtsakte aufgehoben und 

abgeändert. Sie übernimmt im Wesentlichen die bereits bestehenden Bestimmungen und fasst 

sie in einem einzigen Text zusammen. Es ist jedoch auf drei wesentliche Neuerungen 

hinzuweisen. 

 

Zuallererst wird in dem Vorschlag der Kofinanzierungssatz einheitlicher gestaltet, indem drei 

Höchstsätze festgelegt werden: ein Normalfördersatz von 50 %, ein abweichender Höchstsatz 

von 75 % für grenzüberschreitende Maßnahmen und für die Mitgliedstaaten mit einem 

Brutto-BNE pro Einwohner von weniger als 90 % des europäischen Durchschnitts und ein 

Höchstsatz von 100 % für Maßnahmen zur Bekämpfung erheblicher Gesundheitsrisiken, für 

spezifische Aufgaben, die von der Kommission in ihrem Arbeitsprogramm ausdrücklich 

festgelegt sind, oder für Aktionen, die in Drittländern durchgeführt werden.  

 

Da in der Union durchgeführte Aktionen derzeit nur schwer zu bewerten sind, schlägt die 

Kommission auch vor, dass spezifische Indikatoren festgelegt werden, um die Auswirkungen 

der Maßnahmen für eine sicherere Lebensmittelkette besser bewerten zu können. 

 

Zudem werden Programme für die Überwachung des Vorkommens von Schädlingen 

durchgeführt, um einer zunehmenden Bedrohung der Pflanzengesundheit vorzubeugen. 

 

Mittelausstattung und Mindestfördersatz 

 

Im Vorschlag der Kommission wird eine Finanzausstattung von insgesamt 1 892 Millionen 

Euro zu laufenden Preisen vorgeschlagen. Alle Ausgaben sollten aufgeschlüsselt werden, um 

zu verdeutlichen, welche Priorität die einzelnen Programmteile genießen. Diese 

Mittelausstattung dient jedoch nur als Richtlinie, so dass die Mittelzuweisung mit einer 

gewissen Flexibilität erfolgen kann.  

 

Zudem ist im Vorschlag der Kommission im Interesse der Rentabilität vorgesehen, 

Finanzhilfen nur für Maßnahmen von mehr als 50 000 Euro zu gewähren. Vorbeugende 

Maßnahmen (Überwachung) sind weniger kostenintensiv als Bekämpfungsmaßnahmen; 

dieser hohe Mindestbetrag wirkt jedoch abschreckend, während die Vorbeugung an anderer 

Stelle gefördert wird. Wenn eine Maßnahme für ein beschränktes geografisches Gebiet in 

einem Mitgliedstaat vorgeschlagen wird, kann dieser Betrag nicht erreicht werden, so dass ein 

Verbreitungsrisiko besteht. Daher sollte dieser Mindestbetrag gestrichen werden. 
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Zugang zur Krisenreserve  
 

Im derzeitigen Finanzrahmen befanden sich die Haushaltslinien für die Lebensmittelsicherheit 

unter derselben Rubrik wie die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), doch unter der neuen 

Struktur des mehrjährigen Finanzrahmens 2014-2020 ist die Verschiebung dieser 

Haushaltslinien von der zweiten in die dritte Rubrik vorgesehen. Diese Mittelübertragung für 

den Programmplanungszeitraum 2014-2020 geht mit dem erheblichen Risiko einher, dass im 

Fall des Auftretens einer Tierseuche von sehr großen Ausmaßen die Mittel nicht ausreichen. 

Sollte es zu einer solchen Epidemie kommen, muss die Union in der Lage sein, sehr schnell 

zusätzliche Mittel zu mobilisieren, um tierärztliche oder phytosanitäre Sofortmaßnahmen zu 

finanzieren und damit zusätzlichen Verlusten vorzubeugen.  

 

In diesem Zusammenhang ist im Vorschlag der Kommission in Artikel 5 der Zugang zur 

Reserve für Krisen im Agrarsektor vorgesehen, damit eine Reaktion auf Notfälle im 

Veterinär- und Pflanzenschutzsektor ermöglicht wird. Artikel 5 dieses Vorschlags stand im 

Zusammenhang mit der horizontalen GAP-Verordnung, und zwar durch ein Addendum zu 

deren Artikel 4 Absatz 2. Dieses Addendum wurde erst sehr spät angenommen, weshalb keine 

eingehende Debatte über den Zugang zur Krisenreserve stattfinden konnte und diese 

Möglichkeit bei den Verhandlungen über die GAP verworfen wurde.  

 

Es muss jedoch eine Lösung gefunden werden, die eine Aufstockung der Haushaltsmittel für 

die Lebensmittelsicherheit in einem Notfall ermöglicht, wenn es zu einer solchen großen 

Krise in der Landwirtschaft kommen sollte. Leider ist es angesichts der beschränkten 

Gesamtmittelausstattung für den EU-Haushalt 2014-2020 nicht ganz einfach, Mittel zu 

finden, die in diesem Fall mobilisiert werden könnten.  

 

Wenn die Reserve für Krisen im Agrarsektor in Höhe von 2 800 Millionen Euro für den 

Zeitraum 2014-2020 genutzt wird, könnten nach Anwendung des Mechanismus zur 

Haushaltsdisziplin die Direktzahlungen an die europäischen Landwirte gekürzt werden. 

Andererseits würde eine schwere Krise im Bereich der Tier- oder Pflanzengesundheit 

wahrscheinlich die ganze Lebensmittelwirtschaft schwer belasten, weshalb es durchaus 

angebracht wäre, die Krisenreserve zu nutzen, um dem betroffenen Sektor zu helfen. 

 

Ein anderer Ansatz wäre die Nutzung des Flexibilitätsinstruments mit einem Höchstbetrag 

von 3 297 Millionen Euro für den Zeitraum 2014-2020. Dieses Instrument ermöglicht – in 

einem bestimmten Haushaltsjahr – die Finanzierung von klar ausgewiesenen Ausgaben, die 

nicht im Rahmen der bestehenden Obergrenzen in einer oder mehreren Rubriken finanziert 

werden können. Der Nachteil dabei ist, dass dieses Instrument allen Politikbereichen der EU 

offen steht und die Mittel sich daher bei einer schweren Krise im Gesundheitsbereich als 

unzureichend erweisen könnten.   

 

Angesicht der Komplexität der Situation wurden keine Änderungen zu Artikel 5 (und 

Erwägung 7) vorgeschlagen, um eine eingehende Erörterung dieses Themas im Ausschuss für 

Landwirtschaft und ländliche Entwicklung zu ermöglichen und einen Konsens zu erreichen, 

in dessen Rahmen dann eine Lösung für diese schwierige Frage gefunden werden sollte.  
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Listen der Tierseuchen und Zoonosen 

 

Die Kommission schlägt vor, eine Liste der Tierseuchen und Zoonosen zu erstellen, die für 

Finanzhilfen aufgrund von Durchführungsrechtsakten in Betracht kommen. Diese Liste der 

Krankheiten ist jedoch auch ein wesentliches Element, das im Basisrechtsakt (Anhang) 

angeführt werden muss. Zudem ist eine Möglichkeit vorzusehen, die Liste der Tierseuchen, 

die für eine Beihilfe in Betracht kommen, zu ergänzen, ohne ein so schwerfälliges Verfahren 

wie für einen Basisrechtsakt zu durchlaufen, weshalb auf delegierte Rechtsakte 

zurückgegriffen werden sollte. 

 

Kriterien und Ziele der Maßnahmen 

 

Die Kommission schlägt vor, die verfolgten Ziele sowie die Kriterien für die Bewertung der 

nationalen Programme in ihrem Rahmenprogramm festzulegen. Doch diese Ziele und 

Kriterien sollten auf transparentere Weise im Wege von delegierten Rechtsakten festgelegt 

werden. 

 

Beihilfefähige Kosten 

 

Die Kommission übernimmt im Wesentlichen die im derzeitigen Regelungsrahmen 

beihilfefähigen Kosten in ihren Vorschlag. Doch einige Finanzhilfen, die früher möglich 

waren, wurden vergessen, und es sollte auch zugelassen werden, dass neue Ausgaben 

abgedeckt werden, die den neuen Ausrichtungen der Politik im Bereich der 

Lebensmittelsicherheit entsprechen. Daher wäre es wünschenswert, dass insbesondere die 

Kosten für die Keulung der Tiere, die Verluste infolge von Notimpfungen, die eventuelle 

Verstärkung aktueller Maßnahmen, die Verarbeitung und Beseitigung der Tierkörper, die 

wirtschaftlichen Verluste infolge von im Rahmen des Pflanzenschutzes angeordneten 

Maßnahmen und die Wertverluste vernichteter Pflanzen aufgenommen werden. 
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19.11.2013 

STELLUNGNAHME DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES 

für den Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit 

Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, 

Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial, 

zur Änderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 2000/29/EG und 2008/90/EG, der 

Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 882/2004 und (EG) Nr. 396/2005, der Richtlinie 

2009/128/EG sowie der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und zur Aufhebung der 

Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 76/894/EWG und 2009/470/EG 

(COM(2013)0327 – C7-0167/2013 – 2013/0169(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme: Giovanni La Via 

 

 

KURZE BEGRÜNDUNG 

In dem Vorschlag der Kommission sind der Anwendungsbereich und die Ziele der Ausgaben 

im Bereich Lebensmittel und Futtermittel bis zu einem Höchstbetrag von 

1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen festgelegt. Zu den Zielen gehören ein hohes 

Sicherheitsniveau von Lebensmitteln und Lebensmittelproduktionssystemen, ein besserer 

Tiergesundheitszustand und Tierschutz, die Erkennung und Tilgung von Schadorganismen 

sowie die Gewährleistung einer wirksamen Durchführung amtlicher Kontrollen. 

Am 29. Juni 2011 legte die Kommission ihren Vorschlag für einen mehrjährigen 

Finanzrahmen für den Zeitraum 2014-2020 vor, der am 6. Juli 2012 geändert wurde. Unter 

Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 7./8. Februar 2013 

schlägt die Kommission einen Höchstbetrag von 1 891,936 Mio. EUR für Ausgaben im 

Bereich Lebensmittel und Futtermittel während des Zeitraums 2014-2020 vor. Gemäß der 

Verordnung (EG) Nr. 58/2003 des Rates vom 19. Dezember 2002 zur Festlegung des Statuts 

der Exekutivagenturen, die mit bestimmten Aufgaben bei der Verwaltung von 

Gemeinschaftsprogrammen beauftragt werden, hat die Kommission die Exekutivagentur für 

Gesundheit und Verbraucher seit 2008 mit Durchführungsaufgaben für die Verwaltung des 

Programms für Lebensmittel und Futtermittel beauftragt. Die Kommission kann auf der 

Grundlage einer Kosten-Nutzen-Analyse eine bestehende Exekutivagentur mit der 

Durchführung dieses Programms beauftragen. 

Ferner sieht der Vorschlag vor, dass Fördersätze für Finanzhilfen gestrafft werden und der 
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Normalfördersatz auf 50 % der förderfähigen Kosten festgesetzt wird. Dieser Satz kann 

jedoch unter bestimmten Bedingungen auf 75 % und 100 % erhöht werden. 

Im Bereich Pflanzengesundheit wird die Finanzhilfe der Union auch 

Überwachungsprogramme für das Auftreten von Schädlingen und phytosanitäre 

Fördermaßnahmen für die Gebiete der Mitgliedstaaten in äußerster Randlage abdecken. 

Darüber hinaus ist vorgesehen, dass EU-Referenzlaboratorien und Projekte unterstützt werden 

können, die auf die Verbesserung der Effizienz und der Wirksamkeit amtlicher Kontrollen 

abzielen. Daher kommen auch die Verfahren zur Vorlage und Bewertung der jährlichen und 

mehrjährigen Kontrollprogramme sowie das Verfahren zur Erstellung oder Aktualisierung der 

Liste der Tierseuchen und Pflanzenschädlinge für eine Kofinanzierung in Betracht. Dies wird 

in vereinfachter Form erfolgen, wobei die Beschlüsse zur Kostenerstattung in Zukunft nicht 

mehr von der Kommission getroffen werden. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und 

ländliche Entwicklung, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Unbeschadet von Artikel 5 ist für die in 

Artikel 1 genannte Ausgabenobergrenze 

für den Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis 

zum 31. Dezember 2020 ein Höchstbetrag 

von 1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen 

Preisen vorgesehen. 

1. Für die in Artikel 1 genannte 

Ausgabenobergrenze ist für den Zeitraum 

vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 

2020 ein Höchstbetrag von 

1 891,936 Mio. EUR zu jeweiligen Preisen 

vorgesehen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 5 entfällt 

Verwendung der Reserve für Krisen im 

Agrarsektor 

 

Die Beteiligung der Union an 

Maßnahmen für Notfallsituationen 

gemäß Titel II Kapitel I Abschnitt 1 und 

Kapitel II Abschnitt 1 kann auch in 

Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 2 

Buchstabe e der Verordnung (EU) 

Nr. XXX/201X des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die 

Finanzierung, die Verwaltung und das 

Kontrollsystem der Gemeinsamen 

Agrarpolitik finanziert werden. 
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 –Buchstabe b 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Mitgliedstaaten, in denen das 

Bruttonationaleinkommen pro Einwohner 

auf der Grundlage der jüngsten Eurostat-

Daten weniger als 90 % des 

Unionsdurchschnitts beträgt. 

(b) Mitgliedstaaten und/oder Regionen, in 

denen das Bruttonationaleinkommen pro 

Einwohner auf der Grundlage der jüngsten 

Eurostat-Daten weniger als 90 % des 

Unionsdurchschnitts beträgt. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 4 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Es sollten keine Finanzhilfen von 

weniger als 50 000 EUR gewährt werden. 

entfällt 
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR UMWELTFRAGEN, 
ÖFFENTLICHE GESUNDHEIT UND LEBENSMITTELSICHERHEIT 

für den Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates mit 

Bestimmungen für die Verwaltung der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, 

Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial, 

zur Änderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 2000/29/EG und 2008/90/EG, der 

Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG) Nr. 882/2004 und (EG) Nr. 396/2005, der Richtlinie 

2009/128/EG sowie der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 und zur Aufhebung der 

Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 76/894/EWG und 2009/470/EG 

(COM(2013)0327 – C7-0167/2013 – 2013/0169(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme: Franco Bonanini 

 

 

KURZE BEGRÜNDUNG 

Unter dem neuen mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2020 werden insgesamt 

1 891,936 Millionen EUR für Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, Tiergesundheit 

und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial bereitgestellt. 

Der gegenwärtige Rechtsrahmen in diesem Bereich besteht im Wesentlichen aus der 

Entscheidung des Rates 2009/470/EG für Tilgungsprogramme und Notfallmaßnahmen bei 

Tierseuchen, der Richtlinie 2000/29/EG des Rates für Pflanzenschutzmaßnahmen und der 

Verordnung (EG) Nr. 882/2004 über amtliche Kontrollen zusammen. Weitere besondere 

Finanzbestimmungen sind in anderen Verordnungen festgelegt. 

Die Kommission schlägt im Rahmen einer umfassenden Überprüfung der bestehenden 

Rechtsvorschriften für Sicherheit und Gesundheit in der Lebensmittelkette unter dem Titel 

„Gesündere Tiere und Pflanzen für eine sicherere Lebensmittelkette“ die Ersetzung der 

derzeit geltenden fragmentierten Rechtsgrundlagen durch neue einheitliche 

Finanzbestimmungen vor, die im Einklang mit den Bestimmungen des neuen mehrjährigen 

Finanzrahmens sowie mit dem Vertrag von Lissabon stehen. Die von der Kommission 

vorgeschlagene Verordnung deckt alle Ausgaben für Kontrollen und die Durchführung der 

gesamten Rechtsvorschriften über Tilgungsprogramme und Notfallmaßnahmen, phytosanitäre 

Maßnahmen, die Finanzierung amtlicher Kontrollen, Höchstgehalte an Pestizidrückständen in 

Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen oder tierischen Ursprungs, das Inverkehrbringen von 
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Pflanzenschutzmitteln und die nachhaltige Verwendung von Pestiziden ab. 

Der Verfasser der Stellungnahme begrüßt den neuen Vorschlag der Kommission und 

insbesondere das Ziel, einen ansonsten zu komplexen und fragmentierten Finanzrahmen zu 

straffen. 

Ein gemeinsames und vereinfachtes Finanzinstrument wird für die Planung und 

Finanzverwaltung der Programme für die Lebensmittelkette, Tiergesundheit und Tierschutz 

sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungsmaterial vorteilhaft sein; daher wird es 

mit Sicherheit zum übergeordneten Ziel, einer sichereren Lebensmittelkette unter Achtung der 

Tiergesundheit und des Tierschutzes, beitragen. 

Die vorgeschlagenen Änderungsanträge zielen daher darauf ab, die Bemühungen der 

Kommission um eine klare, flexible und schlanke horizontale Finanzverordnung zu ergänzen, 

und dienen gleichzeitig dazu, einige festgestellte kritische Punkte auszuräumen.  

Insbesondere sollten nach Ansicht des Verfassers die Kategorien von Programmen erweitert 

werden, die durch einen finanziellen Beitrag der EU gefördert werden können, indem – auch 

unter Berücksichtigung der Vielfalt und der unterschiedlichen Ausmaße der für eine 

Kofinanzierung in Frage kommenden Programme – der vorgesehene Mindestbetrag für 

Beihilfen aufgehoben wird; gleichzeitig wird auch innerhalb der einzelnen Kapitel der 

Verordnung das Verzeichnis der Kategorien förderfähiger Kosten erweitert, wobei u. a. auch 

die Entschädigung der Betreiber für die Kosten der Schlachtung und Keulung mit 

Tierkörperbeseitigung, die Entschädigung der Betreiber für den Wert der zerstörten Pflanzen 

und pflanzlichen Erzeugnisse und die Entschädigung für die dabei entstehenden Transport- 

und Logistikkosten und für andere Sondermaßnahmen zur Verhinderung der 

Weiterverbreitung von Krankheiten und/oder Schädlingen aufgenommen werden.  

Ferner schien im Hinblick auf eine mögliche Entschädigung der Betreiber eine Präzisierung 

des Begriffs „Marktwert“ der Tiere, der Erzeugnisse tierischen Ursprungs, der Pflanzen, der 

pflanzlichen Erzeugnisse und anderer im Rahmen der Durchführung der in dieser Verordnung 

vorgesehenen Maßnahmen vernichteter oder entfernter Gegenstände angezeigt. 

Zudem sollten auch einige im Vorschlag der Kommission vorgesehene Fristen für die Vorlage 

der nationalen Programme, für die Genehmigung dieser Programme durch die Kommission, 

für die Vorlage von Zwischen- und Endberichten und für die Vorlage der Zahlungsanträge 

korrigiert werden.  

Schließlich erachtet es der Verfasser der Stellungnahme für wichtig, im Zusammenhang mit 

der vorgesehenen finanziellen Unterstützung für amtliche Kontrollen die bereits geplanten 

Schulungsprogramme für die zuständigen nationalen Behörden auch auf anerkannte und 

repräsentative private Akteure des Sektors auszuweiten, wobei der Verbreitung von 

Informationen und der Förderung homogener Standards im Interesse des Verbraucherschutzes 

und eines hohen Maßes an Gesundheitsschutz für Menschen, Tiere und Pflanzen in der 

gesamten Lebensmittelkette besondere Bedeutung zukommt. 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 
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Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Zur Verfolgung dieses allgemeinen 

Ziels sind angemessene finanzielle Mittel 

erforderlich. Daher ist es notwendig, dass 

die Union zur Finanzierung der 

Maßnahmen beiträgt, die für die einzelnen 

Teilbereiche dieses Gesamtziels ergriffen 

werden. Außerdem sollten im Hinblick auf 

einen effizienten Mitteleinsatz spezifische 

Ziele und Indikatoren, mit denen das 

Erreichen dieser Ziele bewertet wird, 

festgelegt werden. 

(3) Zur Verfolgung dieses allgemeinen 

Ziels sind angemessene finanzielle Mittel 

erforderlich. Daher ist es notwendig, dass 

die Union zur Finanzierung der 

Maßnahmen beiträgt, die für die einzelnen 

Teilbereiche dieses Gesamtziels ergriffen 

werden. Außerdem sollten im Hinblick auf 

einen effizienten Mitteleinsatz spezifische 

Ziele und Indikatoren, mit denen das 

Erreichen dieser Ziele bewertet wird, 

festgelegt werden. Die hierfür 

vorgesehenen Mittel sollten keinesfalls zu 

einer Erhöhung des Gesamthaushalts der 

EU führen, sondern aus bereits 

bestehenden Posten des Haushaltsplans 

der Union stammen. Alle Finanzmittel 

sollten aus den im MFR festgelegten 

Haushaltslinien stammen. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung  

Erwägung 7 

 

Vorschlag für eine Verordnung  Geänderter Text 

(7) Darüber hinaus schlägt die 

Kommission in ihrem Vorschlag für einen 

mehrjährigen Finanzrahmen 2014-2020 

vor, einen Notfallmechanismus für die 

Reaktion auf Krisensituationen 

einzurichten. Folglich sollen in 

Ausnahmefällen wie beispielsweise einem 

Notfall im Bereich der Tier- und 

Pflanzengesundheit, wenn die Mittel 

entfällt 
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unter Rubrik 3 nicht ausreichen, aber 

Sofortmaßnahmen erforderlich sind, 

Mittel aus der Reserve für Krisen im 

Agrarsektor im Einklang mit der 

Interinstitutionellen Vereinbarung vom 

(…) zwischen dem Europäischen 

Parlament, dem Rat und der Kommission 

über die Zusammenarbeit im 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung10 übertragen werden. 

__________________  

10 ABl. C vom , S. .  

Begründung 

Die spärlichen Mittel, die der Krisenreserve für die Landwirtschaft jedes Jahr zur Verfügung 

stehen, sind durch die horizontale Verordnung der Reform der GAP geregelt und für Krisen 

im Zusammenhang mit der Erzeugung oder dem Vertrieb bestimmt. In der horizontalen 

Verordnung sind keine Ausgaben vorgesehen, die Gegenstand der vorliegenden Verordnung 

sind. 

 

Änderungsantrag 3 

Entwurf einer Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Die Union hat nicht nur die Aufgabe, 

dafür zu sorgen, dass ihre Mittel 

ordnungsgemäß ausgegeben werden, 

sondern sie muss auch Maßnahmen zur 

notwendigen Vereinfachung der 

Ausgabenprogramme ergreifen, damit die 

Verwaltungslasten und -kosten für 

Mittelempfänger und sämtliche sonstige 

Beteiligte nach Maßgabe der Mitteilung 

der Kommission an das Europäische 

Parlament, den Rat, den Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 

Ausschuss der Regionen „Intelligente 

Regulierung in der Europäischen Union“ 

reduziert werden. Aus Gründen der 

Kosteneffizienz sollten sowohl auf der 

Ebene der Kommission als auch der 

Mitgliedstaaten Finanzhilfen unterhalb 

(10) Die Union hat nicht nur die Aufgabe, 

dafür zu sorgen, dass ihre Mittel 

ordnungsgemäß ausgegeben werden, 

sondern sie muss auch Maßnahmen zur 

notwendigen Vereinfachung der 

Ausgabenprogramme nach Maßgabe der 

Mitteilung der Kommission an das 

Europäische Parlament, den Rat, den 

Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen mit dem Titel „Intelligente 

Regulierung in der Europäischen Union“ 

ergreifen.  
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eines bestimmten Grenzwerts nicht mehr 

vergeben werden. 

 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 28 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission 

Durchführungsbefugnisse verliehen 

werden, was die Ausarbeitung und 

Änderung der Liste der für eine EU-

Finanzhilfe in Betracht kommenden 

Tierseuchen und Zoonosen sowie die 

Erstellung von Arbeitsprogrammen 

anbelangt. Ändert die Kommission die 

Liste der Tierseuchen, die für eine 

Sofortmaßnahmenförderung in Frage 

kommen, so sollte sie die Tierseuchen 

berücksichtigen, die gemäß der Richtlinie 

82/894/EWG des Rates vom 21. Dezember 

1982 über die Mitteilung von 

Viehseuchen in der Gemeinschaft15 

gemeldet werden müssen. Diese 

Befugnisse sollten im Einklang mit der 

Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 

allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 

denen die Mitgliedstaaten die 

Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren16, 

wahrgenommen werden. 

(28) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission 

Durchführungsbefugnisse verliehen 

werden, was die Erstellung von 

Arbeitsprogrammen und die Beschlüsse 

zur Umsetzung von Sofortmaßnahmen 
anbelangt. Diese Befugnisse sollten im 

Einklang mit der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 16. Februar 2011 zur 

Festlegung der allgemeinen Regeln und 

Grundsätze, nach denen die 

Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren16, ausgeübt 

werden. 

__________________ __________________ 

15 ABl. L 378 vom 31.12.1982, S. 58.  

16 ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. 16 ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13. 
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Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) das allgemeine Ziel eines Beitrags zu 

einem hohen Gesundheitsschutzniveau für 

Mensch, Tier und Pflanze entlang der 

Lebensmittelkette und in damit 

verbundenen Bereichen sowie ein hohes 

Verbraucher- und Umweltschutzniveau, 

während gleichzeitig der Lebensmittel- und 

Futtermittelindustrie der Union die 

Tätigkeit in einem Umfeld ermöglicht 

wird, das Wettbewerbsfähigkeit und die 

Schaffung von Arbeitsplätzen fördert; 

(a) das allgemeine Ziel eines Beitrags zu 

einem hohen Gesundheitsschutzniveau für 

Mensch, Tier und Pflanze entlang der 

Lebensmittelkette und in damit 

verbundenen Bereichen durch die 

Prävention und Tilgung von Seuchen und 

Schädlingen, wodurch ein hohes 

Verbraucher-, Tier- und 

Umweltschutzniveau gewährleistet wird, 

während gleichzeitig der Lebensmittel- und 

Futtermittelindustrie der Union die 

Tätigkeit in einem Umfeld ermöglicht 

wird, das die Lebensmittelsicherheit, die 

Wettbewerbsfähigkeit und die Schaffung 

von Arbeitsplätzen fördert; 

 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 5 entfällt 

Verwendung der Reserve für Krisen im 

Agrarsektor 

 

Die Beteiligung der Union an 

Maßnahmen für Notfallsituationen 

gemäß Titel II Kapitel I Abschnitt 1 und 

Kapitel II Abschnitt 1 kann auch in 

Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 2 

Buchstabe e der Verordnung (EU) 

Nr. XXX/201X des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die 

Finanzierung, die Verwaltung und das 

Kontrollsystem der Gemeinsamen 

Agrarpolitik finanziert werden. 
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Begründung 

Die spärlichen Mittel, die der Krisenreserve für die Landwirtschaft jedes Jahr zur Verfügung 

stehen, sind durch die horizontale Verordnung der Reform der GAP geregelt und für Krisen 

im Zusammenhang mit der Erzeugung oder dem Vertrieb bestimmt. In der horizontalen 

Verordnung sind keine Ausgaben vorgesehen, die Gegenstand der vorliegenden Verordnung 

sind. 

 

Änderungsantrag 7 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 6 – Überschrift  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Höchstsätze und Mindestbetrag für 

Finanzhilfen 

Höchstsätze für Finanzhilfen 

 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) grenzüberschreitende Tätigkeiten, die 

von mindestens zwei Mitgliedstaaten 

gemeinsam durchgeführt werden, um 

Schädlinge oder Tierseuchen zu 

bekämpfen oder zu tilgen; 

(a) grenzüberschreitende Tätigkeiten, die 

von mindestens zwei Mitgliedstaaten 

gemeinsam durchgeführt werden, um 

gegen Schädlinge oder Tierseuchen 

vorzubeugen sowie diese zu bekämpfen 

oder zu tilgen; oder 

 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 3 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) die Eindämmung schwerwiegender 

Gesundheitsrisiken für die Union betreffen; 

(a) die Vorbeugung gegen 

schwerwiegende Gesundheitsrisiken für 

Mensch, Tier und Pflanze sowie deren 

Eindämmung auf allen Stufen der 
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Lebensmittelkette in der Union betreffen; 

oder 

Begründung 

Es muss deutlich werden, auf welche schwerwiegenden Risiken Bezug genommen wird, und 

neben dem Schutz der menschlichen Gesundheit müssen auch die Risiken für die Gesundheit 

von Pflanzen und Tieren aufgenommen werden.  

 

Änderungsantrag 10 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 4  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Es sollten keine Finanzhilfen von 

weniger als 50 000 EUR gewährt werden. 

entfällt 

 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Finanzhilfen zu den in Artikel 6 

Absätze 1, 2 und 3 genannten 

Höchstsätzen können auch für 

Maßnahmen gewährt werden, die 

aufgrund eines Verdachts und der 

späteren Bestätigung des Ausbruchs einer 

der gemäß Artikel 8 gelisteten 

Tierseuchen ergriffen wurden. 

 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Kosten für die Entschädigung der (a) Kosten für die Entschädigung der 
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Eigentümer für den Wert der 

geschlachteten oder gekeulten Tiere unter 

Berücksichtigung des Marktwerts der Tiere 

unmittelbar vor ihrer Schlachtung oder 

Keulung; 

Eigentümer für den Wert der 

geschlachteten oder gekeulten Tiere unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

der Tiere unmittelbar vor dem Verdacht 

oder der Bestätigung des 

Seuchenausbruchs; 

 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) Kosten des Transports, der Keulung 

oder der Schlachtung der Tiere; 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des Marktwerts dieser 

Erzeugnisse unmittelbar vor ihrer 

Vernichtung; 

(b) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

dieser Erzeugnisse unmittelbar vor dem 

Verdacht oder der Bestätigung des 

Seuchenausbruchs; 

 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Kosten für die Reinigung, 

Desinsektisation und Desinfektion von 

Betrieben und Ausrüstungen; 

(c) Kosten für die krankheitsspezifische 

Reinigung, Desinsektisation und 

Desinfektion von Betrieben und 
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Ausrüstungen; 

 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Kosten für die Vernichtung verseuchter 

Futtermittel und verseuchter Geräte, sofern 

diese nicht desinfiziert werden können; 

(d) Kosten für den Transport und die 

Vernichtung verseuchter Futtermittel und 

verseuchter Geräte, sofern diese nicht 

desinfiziert werden können; 

 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) Kosten für die Anschaffung und 

Verabreichung von Impfstoffen, sofern 

dies von der Kommission beschlossen oder 

genehmigt wird; 

(e) Kosten für die Anschaffung und 

Verabreichung von Impfstoffen, sofern 

dies von der Kommission beschlossen oder 

genehmigt wird, sowie in hinreichend 

begründeten Ausnahmefällen Kosten für 

Folgeverluste durch die Verwendung 

dieser Impfstoffe; 

Begründung 

Wenn Tiere aufgrund des Einsatzes von Impfstoffen im Rahmen einer Sofortmaßnahme nicht 

in gleicher Weise vermarktet werden können, sollten in hinreichend begründeten Fällen 

Verluste ausgeglichen werden. 

 

Änderungsantrag 18 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe f  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) gegebenenfalls Kosten für den (f) Kosten für die Vernichtung und den 



 

RR\1011937DE.doc 55/69 PE514.759v02-00 

 DE 

Transport der Tierkörper zu 

Verarbeitungsbetrieben; 

Transport der Tierkörper und andere damit 

zusammenhängende Logistikkosten; 

 

Änderungsantrag 19 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe g a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ga) in ordnungsgemäß begründeten 

Fällen Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für die Verluste infolge der 

Werteinbußen von notgeimpften Tieren 

auf dem Markt; 

 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In Ausnahmefällen sind Kosten gemäß 

Artikel 130 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. 966/2012 ab dem Zeitpunkt 

förderfähig, zu dem die Mitgliedstaaten 

der Kommission das Auftreten der Seuche 

melden. 

In Ausnahmefällen sind Kosten gemäß 

Artikel 130 Absatz 1 der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012 ab dem Zeitpunkt 

förderungswürdig, zu dem ein Verdacht 

auf Seuchenausbruch besteht. Die 

Mitgliedstaaten müssen der Kommission 

das Auftreten der Seuche melden. 

Begründung 

Es müssen bereits bei einem begründeten Verdacht auf den Ausbruch einer infektiösen Seuche 

und noch vor der Bestätigung durch Labortests umgehend Maßnahmen ergriffen werden, um 

die Auswirkungen und die Verbreitung der Seuche im geringstmöglichen Rahmen zu halten. 

 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 10 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für die jährlichen oder mehrjährigen 

nationalen Programme der Mitgliedstaaten 

zur Tilgung, Bekämpfung und 

Überwachung der gemäß Artikel 11 

gelisteten Tierseuchen und Zoonosen 

(nachstehend „nationale Programme“) 

können Finanzhilfen gewährt werden. 

Für die Durchführung der jährlichen oder 

mehrjährigen nationalen Programme der 

Mitgliedstaaten zur Tilgung, Bekämpfung 

und Überwachung der gemäß Artikel 11 

gelisteten Tierseuchen und Zoonosen 

(nachstehend „nationale Programme“) 

können Finanzhilfen gewährt werden. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung und Abgrenzung beispielsweise von 

Planungsprozessen. 

 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der im Rahmen 

des Länderprogramms geschlachteten oder 

gekeulten Tiere unter Berücksichtigung des 

Marktwerts der Tiere unmittelbar vor ihrer 

Schlachtung oder Keulung; 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der im Rahmen 

des Länderprogramms geschlachteten oder 

gekeulten Tiere unter Berücksichtigung des 

üblichen Marktwerts der Tiere unmittelbar 

vor dem Verdacht oder der Bestätigung 

des Seuchenausbruchs; 

 

Änderungsantrag 23 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 12 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Kosten der Schlachtung oder 

Keulung der Tiere; 

 

 

Änderungsantrag 24 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des Marktwerts dieser 

Erzeugnisse unmittelbar vor ihrer 

Vernichtung; 

(d) Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für den Wert der vernichteten 

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unter 

Berücksichtigung des üblichen Marktwerts 

dieser Erzeugnisse unmittelbar vor dem 

Verdacht oder der Bestätigung des 

Seuchenausbruchs; 

 

Änderungsantrag 25 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 12 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) Kosten für die Vernichtung und den 

Transport der Tierkörper und andere 

damit zusammenhängende 

Logistikkosten; 

 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) Kosten für die Verabreichung von 

Impfdosen an Haustiere; 

(f) Kosten für die Verabreichung von 

Impfdosen an Haustiere im Falle eines 

epidemieartigen Seuchenausbruchs; 

Begründung 

Freiwillige Impfungen bzw. Vorsorgemaßnahmen außerhalb von Krisenfällen wie z. B. 

Tollwutimpfungen im Vorfeld einer Reise mit Katzen oder Hunden sollten nicht über diese 

Mittel finanziert werden. 

 

Änderungsantrag 27 
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Entwurf einer Verordnung 

Artikel 12 – Buchstabe i a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ia) in ordnungsgemäß begründeten 

Fällen Kosten für die Entschädigung der 

Eigentümer für die Verluste infolge der 

Werteinbußen von notgeimpften Tieren 

auf dem Markt; 

 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die jährlichen nationalen Programme 

und die entsprechenden Finanzhilfen 

werden bis zum 31. Januar jedes Jahres 

mittels eines Finanzhilfebeschlusses in 

Bezug auf die vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember dieses Jahres 

durchzuführenden Maßnahmen und 

anfallenden Kosten genehmigt. Nach 

Vorlage der Zwischenberichte gemäß 

Artikel 15 kann die Kommission solche 

Beschlüsse erforderlichenfalls in Bezug auf 

den gesamten Finanzierungszeitraum 

ändern. 

2. Die jährlichen nationalen Programme 

und die entsprechenden Finanzhilfen 

werden bis zum 30. November oder – für 

den Fall, dass der Haushaltsplan der EU 

nicht genehmigt wird – spätestens bis zum 

31. Dezember des Jahres vor dem 

Programmbeginn mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf die 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember des 

Programmjahres durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. Nach Vorlage der 

Zwischenberichte gemäß Artikel 15 kann 

die Kommission solche Beschlüsse 

erforderlichenfalls in Bezug auf den 

gesamten Finanzierungszeitraum ändern. 

 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die mehrjährigen nationalen Programme 

und die entsprechenden Finanzhilfen 

3. Die mehrjährigen nationalen Programme 

und die entsprechenden Finanzhilfen 
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werden bis zum 31. Januar des ersten 

Jahres der Durchführung mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf die 

vom 1. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung bis zum Ende des 

Durchführungszeitraums durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. 

werden bis zum 30. November oder – für 

den Fall, dass der Haushaltsplan der EU 

nicht genehmigt wird – spätestens bis zum 

31. Dezember des Jahres vor dem 

Programmbeginn mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf die 

vom 1. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung bis zum Ende des 

Durchführungszeitraums durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. 

 

 

Änderungsantrag 30 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für jedes genehmigte jährliche oder 

mehrjährige Länderprogramm übermitteln 

die Mitgliedstaaten der Kommission bis 

zum 31. März jedes Jahres einen 

ausführlichen technischen und finanziellen 

Bericht über das Vorjahr, der die erzielten 

Ergebnisse, gemessen anhand der 

Indikatoren gemäß Artikel 13 Absatz 2 

Buchstabe g, und eine detaillierte 

Abrechnung der angefallenen 

förderfähigen Kosten enthält. 

Für jedes genehmigte jährliche oder 

mehrjährige Länderprogramm übermitteln 

die Mitgliedstaaten der Kommission bis 

zum 30. April jedes Jahres einen 

ausführlichen technischen und finanziellen 

Bericht über das Vorjahr, der die erzielten 

Ergebnisse, gemessen anhand der 

Indikatoren gemäß Artikel 13 Absatz 2 

Buchstabe g, und eine detaillierte 

Abrechnung der angefallenen 

förderfähigen Kosten enthält. 

Zusätzlich übermitteln die Mitgliedstaaten 

der Kommission für jedes genehmigte 

jährliche Länderprogramm bis zum 

31. Juli jedes Jahres technische und 

finanzielle Zwischenberichte. 

Zusätzlich übermitteln die Mitgliedstaaten 

der Kommission für jedes genehmigte 

jährliche Länderprogramm bis zum 

31. August jedes Jahres technische und 

finanzielle Zwischenberichte. 

 

Änderungsantrag 31 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Zahlungsanträge für ein bestimmtes 

Jahr im Rahmen eines Länderprogramms 

werden der Kommission vom Mitgliedstaat 

bis zum 31. März des folgenden Jahres 

übermittelt. 

Die Zahlungsanträge für ein bestimmtes 

Jahr im Rahmen eines Länderprogramms 

werden der Kommission vom Mitgliedstaat 

bis zum 30. April des folgenden Jahres 

übermittelt. 

 

Änderungsantrag 32 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Betreiber für die Vernichtung und das 

anschließende Entfernen von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen sowie die Reinigung und 

Desinfektion von Betrieb, Land, Wasser, 

Boden, Kultursubstraten, Anlagen, 

Maschinen und Ausrüstung; 

(c) Kosten für die Entschädigung der 

Betreiber für die Vernichtung und das 

anschließende Entfernen von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen und für die damit 

zusammenhängenden Transport- und 

Logistikkosten sowie die Reinigung und 

Desinfektion von Betrieb, Land, Wasser, 

Boden, Kultursubstraten, Anlagen, 

Maschinen und Ausrüstung; 

 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 19 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Kosten für die Entschädigung der 

Betreiber für den Wert der Pflanzen, der 

pflanzlichen Erzeugnisse und von 

anderen im Zuge von Maßnahmen zur 

Tilgung oder Eindämmung des 

Schädlings bzw. anderen ergriffenen 

Sofortmaßnahmen vernichteten 

Gegenstände unter Berücksichtigung des 

üblichen Marktwerts der Pflanzen oder 

der pflanzlichen Erzeugnisse unmittelbar 

vor dem Verdacht oder der offiziellen 
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Bestätigung des Schädlingsbefalls; 

 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die jährlichen 

Überwachungsprogramme und die 

entsprechenden Finanzmittel werden bis 

zum 31. Januar jedes Jahres mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf die 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 

dieses Jahres durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. Nach Vorlage der 

Zwischenberichte gemäß Artikel 15 kann 

die Kommission solche Beschlüsse 

erforderlichenfalls in Bezug auf den 

gesamten Finanzierungszeitraum ändern. 

2. Die jährlichen 

Überwachungsprogramme und die 

entsprechenden Finanzhilfen werden 

erstmals bis zum 30. November oder – für 

den Fall, dass der Haushaltsplan der EU 

nicht genehmigt wird – spätestens bis zum 

31. Dezember des Jahres vor dem 

Programmbeginn und von da an  mittels 

eines Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf 

die vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 

des Programmjahres durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. Nach Vorlage der 

Zwischenberichte gemäß Artikel 15 kann 

die Kommission solche Beschlüsse 

erforderlichenfalls in Bezug auf den 

gesamten Finanzierungszeitraum ändern. 

 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die mehrjährigen 

Überwachungsprogramme und die 

entsprechenden Finanzhilfen werden bis 

zum 31. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf die 

vom 1. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung bis zum Ende des 

Durchführungszeitraums durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

3. Die mehrjährigen 

Überwachungsprogramme und die 

entsprechenden Finanzhilfen werden 

erstmals bis zum 30. November oder – für 

den Fall, dass der Haushaltsplan der EU 

nicht genehmigt wird – spätestens bis zum 

31. Dezember des Jahres vor dem 

Programmbeginn und von da an mittels 

eines Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf 

die vom 1. Januar des ersten Jahres der 
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genehmigt. Durchführung bis zum Ende des 

Durchführungszeitraums durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. 

 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 23 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die Kommission kann jährliche oder 

mehrjährige Leitlinien mit den 

pflanzengesundheitlichen Prioritäten – 

darunter insbesondere Schädlinge, über 

deren Auftreten in der Union noch nichts 

bekannt ist, und solche, die als äußerst 

gefährlich für das Unionsgebiet gelten – 

und Kriterien verabschieden, die bei der 

Bewertung der Überwachungsprogramme 

zugrunde zu legen sind. 

5. Die Kommission kann nach 

Konsultation der Mitgliedstaaten jährliche 

oder mehrjährige Leitlinien mit 

Vorschlägen für die 

pflanzengesundheitlichen Prioritäten – 

darunter insbesondere Schädlinge, über 

deren Auftreten in der Union noch nichts 

bekannt ist, und solche, die als äußerst 

gefährlich für das Unionsgebiet gelten – 

und für die Kriterien verabschieden, die 

bei der Bewertung der 

Überwachungsprogramme zugrunde zu 

legen sind. 

 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die jährlichen Programme für die 

Regionen in äußerster Randlage und die 

entsprechenden Finanzmittel werden bis 

zum 31. Januar jedes Jahres mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses für die vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember dieses 

Jahres durchzuführenden Maßnahmen und 

anfallenden Kosten genehmigt. Nach 

Vorlage der Zwischenberichte gemäß 

Artikel 15 kann die Kommission solche 

Beschlüsse erforderlichenfalls in Bezug auf 

2. Die jährlichen Programme für die 

Regionen in äußerster Randlage und die 

entsprechenden Finanzhilfen werden 

erstmals bis zum 30. November oder – für 

den Fall, dass der Haushaltsplan der EU 

nicht genehmigt wird – spätestens bis zum 

31. Dezember des Jahres vor dem 

Programmbeginn und von da an  mittels 

eines Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf 

die vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 

des Programmjahres durchzuführenden 
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den gesamten Finanzierungszeitraum 

ändern. 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. Nach Vorlage der 

Zwischenberichte gemäß Artikel 15 kann 

die Kommission solche Beschlüsse 

erforderlichenfalls in Bezug auf den 

gesamten Finanzierungszeitraum ändern. 

 

 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die mehrjährigen Programme für die 

Regionen in äußerster Randlage und die 

entsprechenden Finanzhilfen werden bis 

zum 31. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung mittels eines 

Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf die 

vom 1. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung bis zum Ende des 

Durchführungszeitraums durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. 

3. Die mehrjährigen Programme für die 

Regionen in äußerster Randlage und die 

entsprechenden Finanzhilfen werden 

erstmals bis zum 30. November oder – für 

den Fall, dass der Haushaltsplan der EU 

nicht genehmigt wird – spätestens bis zum 

31. Dezember des Jahres vor dem 

Programmbeginn und von da an mittels 

eines Finanzhilfebeschlusses in Bezug auf 

die vom 1. Januar des ersten Jahres der 

Durchführung bis zum Ende des 

Durchführungszeitraums durchzuführenden 

Maßnahmen und anfallenden Kosten 

genehmigt. 

 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

EU-Referenzlaboratorien EU-Referenzlaboratorien und EU-

Referenzzentren für Tierschutz  

 

 

Änderungsantrag 40 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 29 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Den Referenzlaboratorien der 

Europäischen Union können gemäß 

Artikel 32 der Verordnung (EG) 

Nr. 882/2004 Finanzhilfen für die Kosten 

gewährt werden, die ihnen für die 

Durchführung der von der Kommission 

genehmigten Arbeitsprogramme entstehen. 

1. Den Referenzlaboratorien der 

Europäischen Union können gemäß 

Artikel 32 der Verordnung (EG) 

Nr. 882/2004 und dem EU-

Referenzzentrum für Tierschutz gemäß 

Artikel 95 der Verordnung (EG) 

Nr. XXX/XXXX über amtliche Kontrollen 

(...) Finanzhilfen für die Kosten gewährt 

werden, die ihnen für die Durchführung der 

von der Kommission genehmigten 

Arbeitsprogramme entstehen. 

 

Änderungsantrag 41 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 30 – Absatz 4 – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Kosten für die Organisation der 

Schulungs- oder Austauschaktivitäten; 

(a) Kosten für die Organisation der 

Schulungs- oder Austauschaktivitäten, 

auch auf internationaler Ebene; 

 

Änderungsantrag 42 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 2 – Buchstabe a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Kosten für Labortests, (a) Kosten für die Probenahme und 

Labortests; 

 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 34 – Absatz 3 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Eine finanzielle Beteiligung der EU 

kann auch zur Unterstützung von 

Informations- und 

Sensibilisierungsmaßnahmen gewährt 

werden, die ein verbessertes, konformes 

und nachhaltigeres Verhalten bei der 

Durchführung der in Artikel 1 genannten 

Rechtsvorschriften sicherstellen sollen. 

3. Eine finanzielle Beteiligung der EU 

kann auch zur Unterstützung von 

Informations- und 

Sensibilisierungsmaßnahmen der EU und 

der Mitgliedstaaten gewährt werden, die 

ein verbessertes, konformes und 

nachhaltigeres Verhalten bei der 

Durchführung der in Artikel 1 genannten 

Rechtsvorschriften sicherstellen sollen. 

Begründung 

Weiterführende Präzisierung, um eine ausufernde Antragstellung für die Finanzierung von 

Informationsmaßnahmen zu verhindern  

 

Änderungsantrag 44 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 35 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission verabschiedet im Wege 

von Durchführungsrechtsakten gemeinsame 

oder getrennte jährliche oder mehrjährige 

Arbeitsprogramme für die Durchführung der 

Maßnahmen gemäß Titel II; davon 

ausgenommen sind Kapitel I Abschnitt 1 und 

Kapitel II Abschnitt 1. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden nach dem 

in Artikel 39 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen. 

1. Die Kommission verabschiedet im Wege 

von delegierten Rechtsakten gemeinsame 

oder getrennte jährliche oder mehrjährige 

Arbeitsprogramme für die Durchführung der 

Maßnahmen gemäß Titel II; davon 

ausgenommen sind Kapitel I Abschnitt 1 und 

Kapitel II Abschnitt 1. 

 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 35 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Für die Durchführung der in Titel II 

Kapitel I Abschnitt 1 und Titel II Kapitel II 

3. Für die Durchführung der in Titel II 

Kapitel I Abschnitt 1 und Titel II Kapitel II 
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Abschnitt I genannten Maßnahmen oder 

falls dies zur Reaktion auf 

unvorhergesehene Entwicklungen 

notwendig ist, erlässt die Kommission Ad-

hoc-Finanzierungsbeschlüsse gemäß 

Artikel 84 Absatz 2 der Verordnung (EU, 

Euratom) Nr. 966/2012. 

Abschnitt 1 genannten Maßnahmen oder 

falls dies zur Reaktion auf 

unvorhergesehene Entwicklungen 

notwendig ist, erlässt die Kommission 

unverzüglich geltende 

Durchführungsrechtsakte gemäß 

Artikel 8 der Verordnung (EU) 

Nr. 182/2011 in Verbindung mit Artikel 5 

derselben Verordnung und Ad-hoc-

Finanzierungsbeschlüsse gemäß Artikel 84 

Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012. 

 

Änderungsantrag 46 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 38 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Dringlichkeitsverfahren 

 1. Delegierte Rechtsakte, die nach diesem 

Artikel erlassen werden, treten umgehend in 

Kraft und sind anwendbar, solange keine 

Einwände gemäß Absatz 2 erhoben werden. 

Bei der Übermittlung eines delegierten 

Rechtsakts an das Europäische Parlament 

und den Rat werden die Gründe für die 

Anwendung des Dringlichkeitsverfahrens 

angegeben. 

 2. Das Europäische Parlament oder der Rat 

können gemäß dem Verfahren des 

Artikels 38b Absatz 5 Einwände gegen einen 

delegierten Rechtsakt erheben. In diesem 

Fall hebt die Kommission den Rechtsakt 

umgehend nach der Übermittlung des 

Beschlusses des Europäischen Parlaments 

oder des Rates, Einwände zu erheben, auf. 

 

Änderungsantrag 47 

Entwurf einer Verordnung 

Artikel 40 – Absatz 4 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Kommission übermittelt die 

Ergebnisse dieser Bewertungen gemäß den 

Absätzen 1 und 2 dem Europäischen 

Parlament, dem Rat, dem Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem 

Ausschuss der Regionen. 

4. Die Kommission übermittelt die 

Ergebnisse dieser Bewertungen gemäß den 

Absätzen 1 und 2 – erforderlichenfalls 

gemeinsam mit Legislativvorschlägen zur 

Erreichung der in Artikel 2 genannten Ziele 

– dem Europäischen Parlament, dem Rat, 

dem Europäischen Wirtschafts- und 

Sozialausschuss und dem Ausschuss der 

Regionen. 

 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 41 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Gegebenenfalls stellen die betreffenden 

Finanzhilfeempfänger und Mitgliedstaaten 

sicher, dass den im Rahmen dieser 

Verordnung gewährten Mitteln eine 

angemessene Publizität zuteil wird, damit 

die Öffentlichkeit über die Rolle der 

Europäischen Union bei der Durchführung 

der Maßnahmen informiert wird. 

1. Die betreffenden Finanzhilfeempfänger 

und Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den 

im Rahmen dieser Verordnung gewährten 

Mitteln eine angemessene Publizität zuteil 

wird, damit die Öffentlichkeit über die 

Rolle der Europäischen Union bei der 

Durchführung der Maßnahmen informiert 

wird. 

Begründung 

Die Finanzhilfeempfänger und Mitgliedstaaten sollten dazu verpflichtet werden, über die 

gewährten Mittel zu informieren. 
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